
  

Landratsamt 
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

 

Dienstgebäude 

Konrad-Adenauer-Straße 1 

91413 Neustadt a.d.Aisch 

 

Nächste Bushaltestelle 

Schulzentrum (Comeniusstraße)  

 

Nächste Bahnhaltestelle 

Neustadt (Aisch) Mitte 

Besuchszeiten 

Montag - Freitag 08:00 Uhr - 12:00 Uhr 

Montag und Dienstag 14:00 Uhr - 16:00 Uhr 

Donnerstag 14:00 Uhr - 17:30 Uhr 

 

oder nach Vereinbarung 

Telefon Vermittlung 

09161 92-0 

Telefax 

09161 92-106 

E-Mail 

poststelle@kreis-nea.de 

Internet 

http://www.kreis-nea.de 

Konten 

Sparkasse Neustadt a.d.Aisch 

IBAN DE67 7625 1020 0000 0003 64 BIC BYLADEM1NEA 
 

VR-Bank Uffenheim-Neustadt eG 

IBAN DE79 7606 9559 0000 0400 02 BIC GEN0DEF1NEA 
 

Castellbank Neustadt a.d.Aisch 

IBAN DE34 7903 0001 0006 0002 00 BIC FUCEDE77XXX  

Sparkasse Neustadt a.d.Aisch 

IBAN DE67 7625 1020 0000 0003 64 BIC BYLADEM1NEA 
 

VR-Bank Uffenheim-Neustadt eG 

IBAN DE79 7606 9559 0000 0400 02 BIC GEN0DEF1NEA 
 

Castellbank Neustadt a.d.Aisch 

IBAN DE34 7903 0001 0006 0002 00 BIC FUCEDE77XXX  

 

 
Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim, Postfach 15 20, 91405 Neustadt a.d.Aisch 

 

Einschreiben 
An 
Gießerei Heunisch GmbH 
Hofmannstr. 25 a 
91438 Bad Windsheim 
 

 

Immissionsschutz 
 
Sachbearbeiter/in: Frau Spindler 

 
 
Telefon: 09161 92-439 Mo-Do.8-13 
Fax: 09161 92-8439 
E-Mail: andrea.spindler@kreis-nea.de 
Zimmer: A 205 
 
Aktenzeichen: 43.2-1711-I-2017-1 

              Datum: 06.02.2017 

 

Vollzug des Bundesimmissionsschutzgesetzes -BImSchG-;  

  

  

  

Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim erlässt folgenden  

  

  

B E S C H E I D:  

  

  

1. Nachträgliche Anordnung (§ 17 BImSchG)  

  

Für nachstehend bezeichnete Anlage/n bzw. Anlagenteile werden die in Nr. 2 dieses Be-

scheides genannten Auflagen (nachträglich) angeordnet.   

  

Die Anlage/n ist/sind nach den in Nr. 2 genannten Auflagen zu betreiben.  

  

  

1.1  Betreffende Anlage/n bzw. Anlagenteile:  

    

Emissionsquelle    

EQ 5  Kühlstrecke BMD und Graue  

EQ 6  Formanlage BMD  

EQ 7  Formanlage Graue  

  

    

  Standort:    

    

 Gemeinde:      

Bad Windsheim  

    

 Flurnummer:           Gemarkung:  

  101/2 ff.            Külsheim    
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  Genehmigungsbedürftigkeit der Anlage/n nach Anhang der 4. BImSchV:  

    

Betrieb einer Eisengießerei mit einer Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall von   

20 Tonnen oder mehr je Tag  

(Nr. 3.7.1 Anh. I zur 4. BImSchV)  

    

1.2  Betreiber:  

    

  Gießerei Heunisch GmbH, Hofmannstr. 25 a, 91448 Emskirchen  

    

2. Auflagen:  

 

2.1 Emissionsbegrenzungen  

 

2.1.1 Die Massenkonzentration an luftverunreinigenden Stoffen im Abgas der Emissionsquellen 

EQ 5 (Kühlstrecke BMD und Graue), EQ 6 (Formanlage BMD) und EQ 7 

(Formanlage Graue) darf folgenden Wert nicht überschreiten:  

  

 Formaldehyd          5 mg/m³   

  

Der Emissionsgrenzwert ist auf das Abgasvolumen im Normzustand (273,15 K, 

101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf bezogen.  

 

2.1.2 Der Emissionsgrenzwert für Formaldehyd ist spätestens ab dem 05.02.2020 einzuhalten.  

  

2.1.3 Für den Nachweis gelten die Nebenbestimmungen „Messung und Überwachung der 

Emissionen“ in den bisher erteilten Bescheiden. Die wiederkehrenden Emissionsmes-

sungen sind entsprechend dem bisherigen Turnus durchzuführen.  

 

Hinweis:  

Die nächste Messung ist im Juli 2019 fällig.  

‚  

2.2 Weitergeltung bisheriger Bescheide  

 

Die bisher für die Anlage erteilten behördlichen Bescheide, insbesondere die darin enthal-

tenen Nebenbestimmungen und Anordnungen, behalten weiterhin Gültigkeit, soweit sich 

nicht aus dieser nachträglichen Anordnung etwas davon Abweichendes ergibt.  

      

3. Kostenentscheidung:  

    

  Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben.  

 

G R Ü N D E: 

  

I.  

  

Die Gießerei Heunisch GmbH, Hofmannstr. 25a, 91438 Bad Windsheim betreibt eine immissi-

onsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Eisengießerei.  

  

An den aufgeführten Emissionsquellen EQ 5, EQ 6 und EQ 7 wird auch Formaldehyd emittiert.  
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Bei der letzten Messung am 05./06.09.2016 wurden folgende Emissionswerte für Formaldehyd 

festgestellt:  

  

EQ 5 (Kühlstrecke Graue + BMD  :     0,2 mg/m³  

EQ 6 (Formanlage Graue)      0,3 mg/m³  

EQ 7 (Formanlage BMD)      0,4 mg/m³  

  

Die EU-Kommission hat Formaldehyd mit der Verordnung (EU) Nr. 605/2014 der Kommission 

vom 5. Juni 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1272/2008 rechtskräftig als „wahr-

scheinlich beim Menschen karzinogen“ in die Gefahrenkategorie Carc. 1B eingestuft. Nach der 

Verordnung (EU) 2015/491 der Kommission vom 23. März 2015 zur Änderung der Verordnung 

(EU) Nr. 605/2014 trat die Neueinstufung von Formaldehyd am 01.01.2016 in Kraft.  

  

Der Ausschuss Anlagenbezogener Immissionsschutz/Störfallvorsorge (AISV) der LAI hat im 

Vorgriff auf die TA-Luft-Anpassung 2017 eine Vollzugsempfehlung zur Umsetzung der Umstu-

fung von Formaldehyd erarbeitet.  

  

Mit dieser Anordnung wird der Betreiberin die neue gesetzliche Verpflichtung verbindlich aufer-

legt. Der bisherige Messturnus für die wiederkehrenden Emissionsmessungen kann beibehalten 

werden.  

  

Der Betreiber wurde vor Erlass der nachträglichen Anordnung angehört.  

Der Entwurf dieser Anordnung wurde öffentlich bekanntgemacht und ausgelegt (§17 Abs. 1a i.V. 

§ 10 Abs. 3 u. 4 BImSchG  

  

  

II.  

  

Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim ist zum Erlass dieses Bescheides  ört-

lich und sachlich zuständig (Art. 3 Abs. 1 des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes  -

BayVwVfG-; Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c Bayer. Immissionsschutzgesetz -BayImSchG-).  

  

Die nachträgliche Anordnung wird auf § 17 Abs. 1 BImSchG (ggf. i. V. m. § 52 Abs. 1 Satz 2 

und 3 BImSchG) gestützt.     

Demnach kann die zuständige Immissionsschutzbehörde zur Erfüllung der sich aus dem Bun-

desimmissionsschutzgesetz (sowie aus den darauf beruhenden Rechtsverordnungen) ergeben-

den Pflichten auch noch nach Erteilung einer Genehmigung sowie nach einer gem.  § 15 Abs. 1 

BImSchG angezeigten Änderung (nachträgliche) Anordnungen treffen, § 17 Abs. 1 Satz 1 BIm-

SchG.  

  

Die Behörde soll (nachträgliche) Anordnung treffen, wenn festgestellt wird, dass die Allgemein-

heit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder sonsti-

gen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, § 17 Abs. 1 

Satz 2 BImSchG.  

  

Die Behörde hat schließlich nach § 52 Abs. 1 Satz 2 BImSchG erteilte Genehmigungen durch 

nachträgliche Anordnung nach § 17 BImSchG auf den neuesten Stand zu bringen, insbesondere 

in den Fällen des § 52 Abs. 1 Satz 3 BImSchG.  

  

Nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errich-

ten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt ins-

gesamt   
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• schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erheb-

liche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen wer-

den können,   

• Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 

Stand der Technik entsprechende Maßnahmen,   

• Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende Ab-

fälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden, und  

• Energie sparsam und effizient verwendet wird  

  

(Grundpflichten des § 5 Abs. 1 Nr. 1 - 4 BImSchG).  

  

Eine genehmigungsbedürftige Anlage entspricht hinsichtlich der Luftreinhaltung diesen Grunds-

ätzen nur, wenn sie die -für den konkreten Einzelfall geltenden- Anforderungen der TA Luft -in 

der aktuellen Fassung- erfüllt.  

  
Nachträgliche Anordnungen zur Durchsetzung der immissionsschutzrechtlichen Pflichten kom-

men u.a. in Betracht, wenn neue Erkenntnisse über die Schädlichkeit der emittierten Stoffe ge-

wonnen worden sind.  

  

Die EU-Kommission hat Formaldehyd mit der Verordnung (EU) Nr. 605/2014 der Kommission 

vom 05.06.2014 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 rechtskräftig neu als „wahr-

scheinlich beim Menschen karzinogen“ in die Gefahrenkategorie Carc. 1B eingestuft. Diese 

Neueinstufung trat nach der Verordnung (EU) 2015/491 der Kommission vom 23.03.2015 zur 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 605/2014 am 01.01.2016 in Kraft.  

Formaldehyd war bisher als organischer Stoff der Klasse I im Sinne von Nr. 5.2.5 (Anhang 4) der 

TA Luft 2002 eingestuft. Als nunmehr karzinogener Stoff, der nicht namentlich aufgeführt ist, wä-

re Formaldehyd nun gemäß Nr. 5.2.7.1.1 den Klassen zuzuordnen, deren Stoffen es in seiner 

Wirkungsstärke am nächsten kommt. Die Prüfung, welcher Klasse Formaldehyd zuzuordnen ist, 

hat zu dem Ergebnis geführt, dass es sich bei Formaldehyd um einen karzinogenen Stoff mit 

besonderen Eigenschaften handelt, für den eine für Karzinogene untypische Wirkschwelle an-

genommen wird. Formaldehyd kann daher keiner der Klassen der Nr. 5.2.7.1.1 der TA Luft 2002 

zugeordnet werden. Es ist eine Anpassung der TA Luft erforderlich, die einen separaten allge-

meinen Emissionswert einführt.  

  

Diese Anpassung der TA Luft kann jedoch frühestens 2017 mit der geplanten Novelle der TA 

Luft in Kraft treten.  

  

Daher hat der Ausschuss Anlagenbezogener Immissionsschutz/Störfallvorsorge (AISV) des LAI 

(Länderausschuss für Immissionsschutz) im Vorgriff auf die TA-Luft-Anpassung eine Vollzugs-

empfehlung erarbeitet. Diese Vollzugsempfehlung legt fest, dass die Emissionen an Formalde-

hyd im Abgas eine Massenkonzentration von 5 mg/m³ nicht überschreiten dürfen und diese 

Emissionsbegrenzung spätestens ab dem 05.02.2020 einzuhalten ist.  

Der Veröffentlichung dieser Vollzugsempfehlung hat die Umweltministerkonferenz im Umlaufver-

fahren Nr. 3/2016 zugestimmt; die Vollzugsempfehlung ist am 05.02.2016 in Kraft getreten. Die 

notwendigen Anordnungen nach § 17 Abs. 1 BImSchG zur Festsetzung der neuen Emissions-

begrenzung sollen erlassen werden.   

  

Es sind wie bisher zum Nachweis der Einhaltung der Emissionswerte wiederkehrende Messun-

gen im 3-jährigen Turnus vorzunehmen.  
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Ermessen:  

  

Die Auflagen sind erforderlich und geeignet, um ein Mindestmaß an Schutz der Nachbarschaft 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Formaldehyd künftig sicherzustellen, um die o. g. 

Grundpflichten zu erfüllen, also die Altanlagen hinsichtlich ihres Emissionsverhaltens an den 

Stand der Technik heranzuführen.  

  

Dieses Mindestmaß an Umwelt- und Gesundheitsschutz kann durch weniger einschneidende 

Maßnahmen nicht erreicht werden. Die von den Anlagen ausgehenden schädlichen Umweltaus-

wirkungen durch Formaldehyd werden durch die Auflagen genau auf das Maß beschränkt, wel-

ches einzuhalten ist, um erhebliche Belästigungen durch den Schadstoff Formaldehyd gerade 

sicher zu vermeiden. Damit wird erreicht, dass die Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen des Betriebes geschützt ist. Die Auflagen verlangen auch nicht mehr als die Sicherstel-

lung dieses Mindestschutzes und greifen somit nicht übermäßig in den bestehenden Anlagenbe-

trieb ein. Die Einhaltung der Auflagen stellt schließlich auch keine unverhältnismäßige Forderung 

gegenüber dem Betreiber dar. Die neue Emissionsbegrenzung für Formaldehyd kann entspre-

chend den vorliegenden Messergebnissen der Messung von September 2016 unproblematisch 

eingehalten werden und macht keine Änderung der Anlagen erforderlich.   

  

Auch die angeordnete Messpflicht bestand bereits und bedingt keinen zusätzlichen Aufwand. Die 

Umsetzungsfrist bis 05.02.2020 ist großzügig und ausreichend bemessen.  

  

Schließlich wird im Hinblick auf   

  

- Nr. 6 der TA Luft,  

- § 17 Abs. 1 Satz 2 BImSchG,  

- § 52 Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 BImSchG  

  

darauf hingewiesen, dass der Ermessensspielraum insoweit deutlich eingeengt ist, als die Im-

missionsschutzbehörde die entsprechenden nachträglichen Anordnungen sogar treffen soll, d. h. 

im Regelfall treffen muss (Ermessenseinschränkung).  

  

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kostengesetzes (KG). Der Bescheid 

ergeht somit kostenfrei und Auslagen für die Veröffentlichung des Entwurfs der nachträglichen 

Anordnung werden nicht erhoben.  
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RECHTSBEHELFSBELEHRUNG:  

  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei 

dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht in Ansbach,  

Postanschrift: Postfach 616, 91511 Ansbach,  

Hausanschrift: Promenade 24, 91522 Ansbach,  

  

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Ge-

richts erhoben werden.  

  

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des 

Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 

Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften 

für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.  

  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

  

- Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.  

  

- Die Klagerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig.  

  

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004   

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.  

  

  
  

P o p p  

Verwaltungsrat  
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 In Abdruck 

 
Landesamt für Umwelt (LfU) 
Bürgermeister-Ulrich-Str. 160 
86179 Augsburg  
 
 

Per Email: 

Sachgebiet 43.3 
im Hause 
 
 
 
 
zur Kenntnis. 
 
 

Zum Überwachungsakt 

 
 
 

Bekanntmachung nach § 17 Abs. 1a, S. 4 BImSchG per Internet/Tageszeitungen und per 

Amtsblatt 

 

 

Veröffentlichung im Internet (IE-Anlage) 

 

 

Anpassung Liste „Messpflichten“ 

 
 
 

WV 

 


